Hansestadt LUBECK =

NIEDERSCHRIFT

(6ffentlicher Teil)

50. Sitzung des Bauausschusses

Sitzungstermin: Montag, 03.05.2021

Sitzungsbeginn: 16:00 Uhr

Sitzungsende: 18:40 Uhr

Sitzungsort: Grole Borse, Rathaus, 23539 Libeck

Anwesende Mitglieder

Vorsitz

Christopher Létsch - CDU

Mitglieder aus der Biirgerschaft

Kristin Blankenburg - SPD

Sabine Haltern - SPD Stellvertr. Fraktionsvorsitzende

Antje Jansen - FREIE WAHLER & GAL Fraktionsvorsit-
zende

Thomas-Markus Leber - FDP Stellvertr. Fraktionsvorsit-
zender

2. Stellvertr. Stadtprasidentin Silke Mahlenhoff - BUNDNIS
90 / DIE GRUNEN

1. Stellvertr. Stadtprasident Ulrich Pluschkell - SPD

Arne-Matz Ramcke - BUNDNIS 90 / DIE GRUNEN

stimmberechtigte Mitglieder ohne M.d.Bii.

Dr. Ulrich Brock - CDU

Elfi Rostkowski - SPD

Henning Stabe - CDU

Roland Vorkamp - BUNDNIS 90 / DIE GRUNEN

Bernd Lutzkat - CDU

Vertretung fiir: Herrn Andreas Zander

Dalila Mecker - DIE LINKE

Vertretung fiir: Herrn Sascha Luet-
kens

Manfred Prif} - Die Unabhangigen

Vertretung fiir: Herrn Frank Muller-
Horn

Beiratsmitglieder

Margret Wulf-Wichmann - Seniorenbeirat

Nur o6ffentlicher Teil

Gerd Maertens - Seniorenbeirat

Nur offentlicher Teil

Weitere Teilnehmer aus Biirgerschaft und Fraktion

Dr. Axel Flasbarth - Biindnis 90 / Die Griinen
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Verwaltung

Senatorin Joanna Hagen - FB 5 - Planen und Bauen

Dennis Bunk - 5.651 Gebaudemanagement

Teilnahme bis TOP 11.1

Karsten Schroder - 5.610 Stadtplanung und Bauordnung

Steffi Wulke-Eichenberg - 5.660 Stadtgrin und Verkehr

Nur o6ffentlicher Teil

Frank Graap - Gebaudemanagement HL (5.651)

Nur offentlicher Teil

Anika Krause - Gebaudemanagement HL (5.651)

Nur offentlicher Teil

Christian Stolte - Stadtplanung und Bauordnung (5.610)

Nur o6ffentlicher Teil

Markus Toll - Fachbereichscontrolling (5.060)

Teilnahme bis TOP 3.4

Protokollfiihrung

Thomas Kaacksteen - 5.061 Fachbereichsdienste

Entschuldigte Mitglieder

Mitglieder aus der Biirgerschaft

Sascha Luetkens - DIE LINKE Stellvertr. Fraktionsvorsit-
zender

Abwesend

stimmberechtigte Mitglieder ohne M.d.Bii.

Andreas Zander - CDU

Entschuldigt abwesend

Frank Muller-Horn - Die Unabhangigen

Entschuldigt abwesend
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Tagesordnung:

Offentlicher Teil:

Eréffnung / BegriBung / Feststellung der Tagesordnung /
Verpflichtungen

2 Genehmigung der Niederschrift

21 Genehmigung der Niederschrift der Sitzung vom 19.04.2021

3 Beschlussvorlagen

3.1 Umsetzung der im Tarifgutachten zu den OPNV-Tarifen und V0O/2020/09616
Tarifstrukturen empfohlenen Mallnahmen

3.1.1 AA des AM Arne-Matz Ramcke (BUNDNIS 90 / DIE GRU- V0/2020/09616-02
NEN) zu VO/2020/09616 Umsetzung der im Tarifgutachten
zu den OPNV-Tarifen und Tarifstrukturen empfohlenen
Malnahmen

3.1.2 Beirat fur Senior:innen: Umsetzung der im Tarifgutachten zu | V0O/2020/09616-03
den OPNV-Tarifen und Tarifstrukturen empfohlenen Mal3-
nahmen

3.2 Umsetzung der im Gutachten zur nachhaltigen Ausweitung V0/2020/09617
des OPNV empfohlenen MalRnahmen

3.2.1 | AA des AM Arne-Matz Ramcke (BUNDNIS 90 / DIE GRU- V0/2020/09617-01
NEN) zu VO/2020/09617 Umsetzung der im Gutachten zur
nachhaltigen Ausweitung des OPNV empfohlenen Maf}-
nahmen

3.3 Genehmigung des Haushalts 2021 der Hansestadt Libeck | | VO/2020/09154-24
Umsetzung des Genehmigungserlasses

3.4 Neufassung des Pachtvertrages "Parkobjekte" und des Ge- VO/2021/09918
schaftsbesorgungsvertrages "Parkierung" zwischen der
Hansestadt Lubeck und der KWL GmbH

3.5 Jahresvertrag Garten- und Landschaftsbauarbeiten Bereich VO/2021/09774
Stadtgriin und Verkehr

4 Uberweisungsauftrage aus der Biirgerschaft

5 Berichte

5.1 Erster Sachstandsbericht (2021) zum European-Energy- V0/2021/09802
Award in Lubeck

5.2 Zwischenbericht Raumplanung inklusive Planungsstand VO/2021/09736
Verwaltungsneubau

5.3 E-Bike-Garage V0/2021/09929

Seite: 3/27




Anfragen / Antworten / Mitteilungen

6.1 Antworten zu Anfragen aus vorangegangenen Sitzungen

6.1.1 Antworten auf Anfragen aus vorangegangenen Sitzungen:

6.2 Neue Anfragen

6.2.1 Carl Howe (GAL), Anfrage zu Mangeln in der Hansestadt V0/2021/10004
Liabeck

6.2.2 | AM Pluschkell (SPD): Beleuchtung B 75 / Travemunder V0O/2021/10009
Allee (Volksfestplatz - Herrentunnel)

6.2.3 Anfrage des AM Arne-Matz Ramcke zu VO/2018/06329 V0O/2018/06329-01
Leerrohre fur Glasfaser

6.2.4 Anfrage des AM Thomas-Markus Leber (FDP) zum Ausbau VvO/2021/10047
des Elbe-Liubeck-Kanals

6.2.5 Anfrage des AM Thomas-Markus Leber (FDP) zu dem zu VO/2021/10048
erwartenden Flachenmehrbedarf an Stellflachen fur Wohn-
mobile und Caravans in Folge von Corona

6.2.6 Weitere Anfragen wahrend der Sitzung:

6.3 Mitteilungen des Vorsitzenden

6.4 Sonstige Mitteilungen

6.4.1 Mundliche Mitteilung (5.610):
Tagesordnung Sitzung Welterbe- und Gestaltungsbeirat am
06.05.2021

7 Antrage von Ausschussmitgliedern

7.1 BUNDNIS 90 / DIE GRUNEN: Antrag des Ausschussmit- V0/2019/08448
glieds Arne-Matz Ramcke - Uberpriifung und Optimierung
des Liniennetzes in der Hansestadt Libeck

7.2 AM Carl Howe (GAL): Einrichtung von SpielstralRen V0/2020/08892

8 Verschiedenes

9 Ende des 6ffentlichen Teils

15 Bekanntgabe der im nicht 6ffentlichen Teil gefassten Be-

schlisse
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Offentlicher Teil:

zu1i Eroffnung / BegriiBung / Feststellung der Tagesordnung / Verpflichtungen

Der Vorsitzende begrift die Anwesenden und eréffnet die Sitzung mit der Feststellung der
Beschlussfahigkeit.

Der Vorsitzende weist zudem darauf hin, dass Tonbandaufzeichnungen vorgenommen wer-
den, die ausschlieBlich der Protokollerstellung dienen.

Der Vorsitzende teilt mit, dass die Vorlage unter TOP 3.3 (V0O/2020/09154-24 ,Genehmigung
des Haushalts 2021 der HL / Umsetzung des Genehmigungserlasses®) irrtimlich auf die Ta-
gesordnung gekommen sei, da diese in der letzten Sitzung am 19.04.2021 bereits abschlie-
Rend, mit Ausnahme eines von der Verwaltung hierzu geforderten Berichtes, im Bauaus-
schuss behandelt wurde. Und das der Antrag unter TOP 7.2 (VO/2020/08892 ,Antrag Howe:
Einrichtung von Spielstrallen®) ebenfalls irrtimlich die Tagesordnung erreicht habe, da dieser
Antrag erst im Zusammenhang mit einem hierzu kommenden Bericht der Verwaltung wieder
aufgerufen werde.

Der Vorsitzende beantragt die Herunternahmen von der Tagesordnung dieser beiden Punk-
te.

Herr Létsch beantragt weiterhin, den Tagesordnungspunkt 13.3.4 um eine Sitzung auf den
17.05.2021 zu vertagen.

Der Vorsitzende beantragt die gemeinsame Behandlung der Tagesordnungspunkte, die im
Zusammenhang mit dem OPNV stehen (3.1, 3.1.1, 3.1.2, 3.2, 3.2.1 und 7.1).

Herr Lotsch teilt weiter mit, dass die CDp-Fraktion, nach Aufrufen und Diskussion der oben
genannten Tagesordnungspunkte zum OPNV hierzu eine erneute Vertagung um eine Sit-
zung beantragen werde.

Der Vorsitzende weist darauf hin, dass gemal § 35 Abs. 2 der Gemeindeordnung ein ge-
sonderter Verfahrensbeschluss mit 2/3 Mehrheit Uber die nichtdffentliche Behandlung von
Vorlagen erforderlich ist.

Er lasst Uber die Zuordnung der fur den nichtéffentlichen Teil angemeldeten Tagesord-
nungspunkte (11.1, 13.3.1, 13.3.2 und 13.3.3) einzeln abstimmen.

Ferner lasst der Vorsitzende gemal § 39 Abs. 3 der Geschaftsordnung der Blrgerschaft
Uber die Teilnahme von Verwaltungsmitarbeitenden im nichtéffentlichen Teil der Sitzung dar-
Uber abstimmen, dass nur die Bereichsleiter anwesend sein werden, die Tagesordnungs-
punkte auf der Tagesordnung haben (Herr Schréder und Herr Bunk).

Der Bauausschuss beschliel3t einstimmig die Herunternahmen der beiden Tagesordnungs-
punkte, die beantragte Vertagung, die beantragte gemeinsame Beratung, die nicht éffentli-
che Behandlung der hierflir vorgesehenen Tagesordnungspunkte sowie die Teilnahme der
Verwaltungsteilnehmer:innen in nichtéffentlicher Sitzung.

zu 2 Genehmigung der Niederschrift
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zu 2.1 Genehmigung der Niederschrift der Sitzung vom 19.04.2021

Aufgrund der noch nicht erfolgten Freigabe der Niederschrift vom 19.04.2021 erfolgt eine
Vertagung auf die Sitzung am 17.05.2021.

zu3 Beschlussvorlagen

zu 3.1 Umsetzung der im Tarifgutachten zu den OPNV-Tarifen und Tarifstrukturen
empfohlenen MaBnahmen
Vorlage: VO/2020/09616

GemaR des Tagesordnungspunktes 1 erfolgt eine gemeinsame Beratung dieser Vorla-
ge mit den Tagesordnungspunkten 3.1.1, 3.1.2, 3.2, 3.2.1 und 7.1.

Die Beratung ist unter diesem TOP aufgefiihrt, die Abstimmungsergebnisse unter den
jeweiligen TOP.

Frau Mecker mochte wissen, was eine kurzfristige Umsetzung genau bedeute.
Herr Stolte fuhrt aus, dass ggf. eine Umsetzung zum nachsten Fahrplanwechsel im Novem-
ber 2021 moglich sei, dies aber noch geprift werden misse.

Herr Ramcke méchte wissen, warum sich die Verwaltung nun fir die Variante B entschieden
habe, die gegen die durchgefiihrte Kosten- / Nutzenanalyse des Gutachters sprache.

Frau Hagen weist darauf hin, dass es zu den Tarifzonen nur eine vorsichtige Haltung des
Gutachters gegeben habe, ohne eine wirkliche Empfehlung auszusprechen, sondern nur die
Bevorzugung einer Variante. Verwaltungsseitig wurde im Nachgang zum Gutachten u.a.
auch daruber diskutiert, wie eine Vermittlung der MaRnahmen in der Offentlichkeit aussehen
kénne. Das Ziel war klar zu signalisieren, dass die Attraktivitat des OPNV steigere. Dafiir
werden einfache, gut kommunizierbare MaRnahmen erforderlich, da nicht erwartet werden
konne, dass die Offentlichkeit ein Gutachten lese, um die MaRnahmen nachvollziehen zu
kénnen. Die Botschaft: ,Busfahren wird glinstiger hingegen komme an. Frau Hagen erganzt,
dass es das Ansinnen sein misse, mehr Fahrgaste zu gewinnen, wogegen die Gutachter
starker auf das Preis- / Leistungsverhaltnis Bezug genommen hatten. Dies sei auch fachlich
grundsatzlich richtig, aber nur schwer zu vermitteln.

Herr Ramcke mochte wissen, wie die Verwaltung mit dem Aspekt der unterschiedlichen Ent-
fernungen der Fahrstecken umzugehen gedenke. Seiner Meinung nach gebe es hier eine
Quersubventionierung zwischen den unterschiedlich langen Strecken und ein Rickgang zu
einem Einheitspreis, so wie er vor 20 Jahren einmal gewesen sei.

Herr Stolte erlautert, dass die Erstellung der neuen Zonenstruktur auch ohne Nah.SH vorzu-
nehmen sei und dass es aufgrund der unveranderten Preisstufen 1 und 2 keine Quersubven-
tionierung gebe, und daher auch keine Benachteiligung.

Herr Létsch merkt an, dass es das Ziel sein misse, dass mehr Birger:innen auf den OPNV
umsteigen und auch die Attraktivitat fir die Nutzer:innen gesteigert werden misse, die aus
einem Randbezirk in einen danebenliegenden Bezirk nur Uber eine kurze Strecke fahren,
aber dabei die Tarifzone wechseln. Hierbei dirfen nicht zwei komplette Zonen abgerechnet
werden.
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Herr Praf3d merkt an, dass eine neue Tarifstruktur nicht das Primare dndern werde, und dass
der angegebene Zeitfaktor seiner Meinung nach kontraproduktiv sei. Es misse sich mit der
GesamtmalRnahme beschéaftigt werden und nicht mit vielen Einzelantragen.

Herr Dr. Flasbarth fuhrt aus, dass das Gutachten sich__nicht am Preis orientieren solle, son-
dern am Angebot, was die bessere Variante sei. Eine Anderung der Tarifzonen sei zu einsei-
tig, dadurch werde das Missverhaltnis noch vergréfliert bzw. verstarkt.

Herr Pluschkell erlautert, dass es seiner Meinung nach zwei unterschiedliche Gerechtigkei-
ten gebe. Zum einen ware dies die soziale Gerechtigkeit, zu der die Stadt verpflichtet sei und
zum anderen die Preis- / Leistungsgerechtigkeit, die genauso wichtig sei. Hierzwischen sehe
er ein Defizit bei dem Vorschlag der Verwaltung.

Herr Pluschkell merkt an, dass sich die Tarifanderung nicht auf das gesamte Stadtgebiet
beziehen solle und es wichtig ware, dass der Blrgermeister die Umlandgemeinden wie Bad
Schwartau, Stockelsdorf und Grol3 Grénau mit einbeziehe. Wichtig sei es auch, die Tarifzone
6000 in zum Beispiel drei kleinere Zonen aufzuteilen, in denen jeweils die Tarifstufe 1 gelte.

Herr Ramcke fuhrt noch einmal aus, dass die Kosten / Nutzen-Analyse bericksichtigt wer-
den sollten und nicht die soziale Gerechtigkeit.

Frau Jansen merkt an, dass der Preis aus ihrer Sicht eine grof3e Rolle bei der Entscheidung
spielen musse. Der Preis misse gesenkt und das Angebot erweitert werden. Die Abschaf-
fung der Tarifzone 3 sei ein grolRer Gewinn flr die betroffenen funf Aulenbezirke. Zusatzlich
pladiere sie auch fur das vom Senior:innenbeirat geforderte 365 Euro Jahresticket.

Herr Dr. Flasbarth erganzt, dass es seiner Meinung nach noch erganzend zu Herrn Plusch-
kell die dritte Gerechtigkeit geben musse, namlich die der Sprungstellengerechtigkeit, wenn
kurze Strecken Uber zwei Zonen betroffen seien. Im Zusammenhang mit einer Busbeschleu-
nigung sieht er hier den Vorteil, dass nur einmalig Investitionskosten eine Rolle spielen wr-
den und diese ein gutes Mittel waren, den OPNV attraktiver zu machen. Daher pladiere er
daflr, dass die Malktnahmen der Busbeschleunigung aus dem dazu vorliegenden Gutachten
kurzfristig umgesetzt werden sollten und nicht erst im Nachgang zum Verkehrsentwicklungs-
plan.

Herr Stolte merkt hierzu an, dass im Verkehrsentwicklungsplan mdgliche Zielkonflikte mit
anderen Verkehrstragern betrachtet wirden. Herr Dr. Flasbarth pladiere in Folge dessen
dafiir, dass zumindest die MaRnahmen, wo keine Zielkonflikte zu erwarten seien, zeitnah
umgesetzt wirden.

Herr Lotsch merkt an, dass mit einer Aufhebung der Zone 3 ein Fehler korrigiert werde, der
seinerzeit vor rund 20 Jahren gemacht worden sei. Seiner Meinung nach gebe es eine Ge-
rechtigkeit, wenn es gleiche Preise flr alle gebe.

Herr Pluschkell fiihrt in der Diskussion mit dem Vergleich anderer Stadte wie zum Beispiel
Kiel an, dass hierbei zu bedenken sei, dass die Flache des Stadtgebietes von Liibeck min-
destens doppelt so grof® sei, wie die von Kiel. Er pladiert auch fur die Einfuhrung des ge-
nannten e-Tarifes, da dieser anhand der gefahrenen Luftlinienentfernung den Tarif berechne.

Frau Hagen erldutert, dass die Anmerkungen von Herrn Pluschkell zu den Umlandge-
meinden und der Tarifzone 6000 aufgenommen wirden und es hierzu eine Information ent-
weder per Mail oder in der nachsten Sitzung geben werde. Beziiglich der Busbeschleuni-
gung fuhrt sie aus, dass diese sowieso im Verkehrsentwicklungsplan auf konzeptioneller
Ebene aufgegriffen werde. Die Verwaltung werde darlber hinaus prifen, wo zielfihrend be-
reits zeitnah Busbeschleunigungsmadglichkeiten umgesetzt werden kdnnen.

Herr Leber merkt an, dass der OPNV in Libeck zu teuer und zu langsam sei. Im Zusam-
menhang mit Anderungen zum Beispiel in der Roeckstralie sehe er hier aber auch aufgrund
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der bestehenden Konflikte keine Verbesserung. Er modchte wissen, ob es schon In-
formationen zu Standorten gebe, an denen Busbeschleunigungen vorgesehen seien.

Frau Hagen erlautert, am Beispiel der Bahnhofsbriicke, dass diese im Neubau verbreitert
werde, und dass hier stadteinwarts eine neue Busspur entstehen werde.

Herr Ramcke spricht den genannten Beitritt zum HVV in der Vorlage an und verweist in die-
sem Zusammenhang auf einen bestehenden Blrgerschaftsbeschluss, der dann modifiziert
werden misste. Seiner Meinung nach kénne es nur eine Variante HVV-light geben.

Herr Stolte merkt an, dass zum Beispiel Argumente der Stadtentwicklung und bessere An-
bindungen zum Beispiel des Bahnhaltepunktes Moisling fiir den HVV sprachen, man sich
aber bis zum HVV-Beitritt fiir Anderungen des SH-Tarifs einsetzen wiirde.

Herr Pluschkell regt an, in der Formulierung zu den Kindertickets keine exakte Summe zu
nennen, sondern nur Preisstufe 1, so dass bei Tarifanderungen hierzu nicht extra wieder ein
Beschluss durch die Burgerschaft erwirkt werden misse, sondern die dann geltende Summe
vom Tarifbereich 1 genommen werden koénne.

Herr Lotsch beantragt eine Vertagung der Beschlussvorlagen und Antrage zum Thema
OPNV (TOP 3.1, 3.1.1, 3.1.2, 3.2, 3.2.1 und 7.1) um eine Sitzung auf den 17.05.2021.

Beschluss:

Der Burgermeister wird beauftragt die Einfihrung des HVV-Tarifs weiterhin voran zu bringen.

Bis zum Vollzug des Tarifwechsels soll er sich parallel dafiir einsetzen, dass der SH-Tarif
weiterentwickelt wird. Hierzu sind die folgenden Mallnahmen umzusetzen:

- Pauschalierung von Kindertickets (1,10 Euro unabhangig von der Preisstufe)

- EinfUhrung einer 9-Uhr-Tageskarte zum Preis von 4,90 Euro

- Pauschalierung der Kleingruppenkarte (9,60 Euro unabhangig von der Preisstufe)

- Einfuhrung einer 9-Uhr-Monatskarte (35% Rabatt auf Standard-Zeitkarten)

- Grolizugigere Mitnahmeregelungen flr Monatskarten und Abonnements (ein Er-
wachsener kostenlos, Ausweitung auf Montag bis Freitag ab 19:00 Uhr

- EinfUhrung eines E-Tarif parallel zum konventionellen Tarif

- Neuschneidung der Tarifzonenstruktur auf Basis des Modell B (Kapitel 5.3.2)

Hierzu sind

a) alle notwendigen Schritte flr einen HVV Beitritt durchzuflihren.

b) die Mallnahmen fiir den SH-Tarif unmittelbar durch den Birgermeister in den Ver-
bundausschuss der Nahverkehrsverbund Schleswig-Holstein GmbH (NAH.SH
GmbH) einzubringen.

c) Die Vertreter:innen der Hansestadt Libeck werden beauftragt, die vorgeschlagenen
MaRnahmen in die Gesellschafterversammlung der NSH Nahverkehr Schleswig-
Holstein GmbH zur Umsetzung im SH-Tarif einzubringen.

d) die Erstellung eines Feingutachtens fiir die Einflihrung eines E-Tarifs in Auftrag zu

geben. Der Stadtverkehr Ubernimmt diese Aufgabe. Die entstehenden Kosten tragt
die Hansestadt Lubeck.

Die empfohlenen Malnahmen wurden auf Grund der folgenden Leitgedanken entwickelt.
Diese sollen auch fir zukiinftige Planungen mafRgebend sein:
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»  Fir die Weiterentwicklung des OPNV in Liibeck wird ein differenziertes Vorgehen mit
innovativen Elementen flr Preis- und AngebotsmalRnahmen praferiert. Pauschale
Preissenkungen und Angebotsausweitungen werden im Hinblick auf eine nachhaltige
Starkung des OPNV in Libeck als nicht zielfihrend betrachtet.

*  Alle MaRnahmen missen sich am positiven Beitrag zur Erhéhung des Modal Split
messen.

« Mit neuen, verstarkt auch digitalen Tarifangeboten und einer gro3ziigigeren Mitnah-
meregelung werden Nutzergruppen und Neukund:innen gezielt umworben.

* Die Weiterentwicklung des Tarifs erfolgt aufgrund dkonomischer Vorteile und flexible-
rer Gestaltungsoptionen solange unter dem Dach des Schleswig-Holstein-Tarifs, bis
ein Wechsel in den HVV-Tarif vollzogen ist.

»  StoRrichtungen fiir die nachhaltige Ausweitung des OPNV-Angebotes sind Beschleu-
nigung, Flexibilisierung, (Digitale) Vernetzung und nachfrageorientierte punktuelle
Angebotsausweitung.

« Fur die Umsetzung in den kommenden Jahren werden Maflinahmenbuindel inhaltlich
und zeitlich aufeinander abgestimmt (Roadmap OPNV Libeck).

einstimmige Annahme

einstimmige Ablehnung

Ja-Stimmen

Abstimmungsergebnis | Nein-Stimmen

Enthaltungen

Kenntnisnahme

Vertagung

Ohne Votum

Der Bauausschuss vertagt die Vorlage einstimmig um eine Sitzung auf den 17.05.2021.

zu 3.1.1 AA des AM Arne-Matz Ramcke (BUNDNIS 90 / DIE GRUNEN) zu VO/2020/09616
Umsetzung der im Tarifgutachten zu den OPNV-Tarifen und Tarifstrukturen
empfohlenen MaBnahmen
Vorlage: VO/2020/09616-02

Beschluss:
1. Anderung bei Thema HVV:

o Im 1. Satz: Der Burgermeister wird beauftragt die Einfiihrung des HVV-Tarifs
-HVV-Light* oder alternativ ,HVV-Tarifkragen“ voran zu bringen.

o Streichung der Erganzung mit dem Auffiihrungszeichen a):  alle-notwendi-
Schritte fir-oi L\ Bei tirchzufil

2. Der Punkt: Neuschneidung der Tarifzonenstruktur auf Basis des Modell B (Kapitel
5.3.2), wird geandert in: Neuschneidung der Tarifzonenstruktur auf Basis des Mo-
dell C2 (Kapitel 5.3.4).

3. Zudem wird in der Auffiihrung der Leitgedanken mit dem folgende Erganzungssatz
erganzt: Pauschale Preissenkungen und Angebotsausweitungen werden im Hinblick
auf eine nachhaltige Starkung des OPNV in Libeck als nicht zielfihrend betrachtet,
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ausgenommen sind hier Preissenkungen die sich tber die Finanzierung des OPNVs
durch eine Umlagefinanzierung ergeben kénnen.

einstimmige Annahme

einstimmige Ablehnung

Ja-Stimmen

Abstimmungsergebnis | Nein-Stimmen

Enthaltungen

Kenntnisnahme

Vertagung

Ohne Votum

Der Bauausschuss vertagt den Antrag einstimmig um eine Sitzung auf den 17.05.2021.

zu 3.1.2 Beirat fiir Senior:innen: Umsetzung der im Tarifgutachten zu den OPNV-Tari-
fen und Tarifstrukturen empfohlenen MaBnahmen
Vorlage: VO/2020/09616-03

Beschluss:

1. Das Interesse der Bevdlkerung an einem 365,-€-Ticket mittels einer Blrger:innen-Befra-
gung abzuklaren.

2. Die moglichen Einnahmegewinne den zu erwarteten Kosten gegeniber zu stellen

einstimmige Annahme

einstimmige Ablehnung

Ja-Stimmen

Abstimmungsergebnis | Nein-Stimmen

Enthaltungen

Kenntnisnahme

Vertagung

Ohne Votum

Der Bauausschuss vertagt den Antrag einstimmig um eine Sitzung auf den 17.05.2021.

zu 3.2 Umsetzung der im Gutachten zur nachhaltigen Ausweitung des OPNV empfoh-
lenen MaBnahmen
Vorlage: VO/2020/09617

Beschluss:

1. Der Birgermeister wird beauftragt,
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eine Quelle-Ziel-Datenerhebung zu beauftragen, die als fundierte Grundlage flr
eine nachhaltige Ausweitung des OPNV-Angebots auf starken OPNV-Achsen im
Sinne der Verkehrswende dienen kann;

Uber punktuelle Verbesserungen entsprechend der Priorisierung A und B im Gut-
achten auf den Linien 1, 2, 7 und 9 des Stadtverkehrs Lubeck (SL) die aufgezeig-
ten Angebotsliicken schliel3en zu lassen;

Uber punktuelle Verbesserungen entsprechend der Priorisierung C im Gutachten
auf der Linie 40 der Libeck-Traveminder-Verkehrsgesellschaft (LVG) die aufge-
zeigten Angebotslicken schlielen zu lassen sowie das Angebot auf dem Linien-
ast zur SudetenstralRe auf der Linie 2 des Stadtverkehrs Libeck (SL) zu verbes-
sern;

Projekte zu unterstiitzen, die Lésungen fir schwéchere Linien im OPNV-Netz bie-
ten, u. a. bedarfsgesteuert als zusatzliche On-Demand-Verkehre (LUMO);

die im vorliegenden Gutachten vorgestellten Empfehlungen zur Busbeschleuni-
gung im Erstellungsprozess zum Verkehrsentwicklungsplan (VEP) zu bertcksich-
tigen;

ein Konzept fir die Umsetzung weiterer Schnellbuslinien erstellen zu lassen;

die im vorliegenden Gutachten vorgestellten Empfehlungen zur Vernetzung des
OPNV mit unterschiedlichen Verkehrsmitteln im Erstellungsprozess zum Ver-
kehrsentwicklungsplan (VEP) zu berlicksichtigen;

entsprechend der Ergebnisse des Gutachtens eine Uberpriifung der Héhe der
Parkgebihren im 6ffentlichen Raum durchzufihren.

2. Darlber hinaus werden die Ergebnisse des Gutachtens zum Anlass genommen,
kurz- bis mittelfristig im Rahmen der Aufgabentragerschaft fir den OPNV auf einen
Strategiewechsel beim OPNV weg von nachfrageorientierten hin zu angebotsorien-
tierten und fahrgastgenerierenden Konzepten hinzuarbeiten.

einstimmige Annahme

einstimmige Ablehnung

Ja-Stimmen

Abstimmungsergebnis | Nein-Stimmen

Enthaltungen

Kenntnisnahme

Vertagung X

Ohne Votum

Der Bauausschuss vertagt die Vorlage einstimmig um eine Sitzung auf den 17.05.2021.

zu 3.2.1 AA des AM Arne-Matz Ramcke (BUNDNIS 90 / DIE GRUNEN) zu VO/2020/09617
Umsetzung der im Gutachten zur nachhaltigen Ausweitung des OPNV empfoh-
lenen MaBnahmen
Vorlage: VO/2020/09617-01

Beschluss:

Der Punkt 1e wird wie folgt gedndert: die im vorliegenden Gutachten vorgestellten Empfeh-
lungen zur Busbeschleunigung mit der Priorisierung A & B (siehe Anlage 4) werden vorge-
zogen und als Investitionsprojekte fiir den Haushalt 2022 priorisiert, geordnet und entspre-
chend fiir den Fahrplanwechsel 2022 vorbereitet, dem Bauausschuss in seinen Details, mit
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der Zielsetzung einer rechtzeitigen Umsetzung vorgestellt. Die MalRnahmen der Prioritét C
werden im Erstellungsprozess zum Verkehrsentwicklungsplan gepriift und ggf beriicksichtigt.

einstimmige Annahme

einstimmige Ablehnung

Ja-Stimmen

Abstimmungsergebnis | Nein-Stimmen

Enthaltungen

Kenntnisnahme

Vertagung X
Ohne Votum
Der Bauausschuss vertagt den Antrag einstimmig um eine Sitzung auf den 17.05.2021.
zu 3.3 Genehmigung des Haushalts 2021 der Hansestadt Liibeck | Umsetzung des
Genehmigungserlasses
Vorlage: VO/2020/09154-24
Die Vorlage wurde gemal TOP 1 von der Tagesordnung genommen.
einstimmige Annahme
einstimmige Ablehnung
Ja-Stimmen
Abstimmungsergebnis | Nein-Stimmen
Enthaltungen
Kenntnisnahme
Vertagung
Ohne Votum X
zu 3.4 Neufassung des Pachtvertrages "Parkobjekte" und des Geschaftsbesor-
gungsvertrages "Parkierung" zwischen der Hansestadt Liibeck und der KWL
GmbH
Vorlage: VO/2021/09918
Beschluss:
Der Birgermeister wird ermachtigt, mit der KWL GmbH den als Anlage 1 beigefligten Pacht-
vertrag und den als Anlage 3 beigefligten Geschéaftsbesorgungsvertrag abzuschlieRen.
einstimmige Annahme X
einstimmige Ablehnung
Ja-Stimmen 14

Abstimmungsergebnis | Nein-Stimmen

Enthaltungen
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Kenntnisnahme

Vertagung

Ohne Votum

Der Bauausschuss empfiehlt einstimmig geméafR Beschlussvorschlag zu beschlie3en.

zu 3.5 Jahresvertrag Garten- und Landschaftsbauarbeiten Bereich Stadtgriin und
Verkehr
Vorlage: VO/2021/09774

Herr Praf® mochte wissen, warum die Gesamtkosten bereits 2021 fallig seien.

Frau Wulke-Eichenberg erlautert, dass fir alle Lose zusammen pro Jahr rund 700.000 Euro
zu zahlen seien, wie es auch im letzten Absatz der Beschlussvorlage stehe.

Beschluss:

Mit der Ausschreibung und der Beauftragung des Jahresvertrags fur Garten- und Land-
schaftsbauarbeiten soll begonnen werden.

einstimmige Annahme

einstimmige Ablehnung

Ja-Stimmen

Abstimmungsergebnis | Nein-Stimmen

Enthaltungen

Kenntnisnahme

Vertagung

Ohne Votum

Der Bauausschuss empfiehlt einstimmig geméafl Beschlussvorschlag zu beschlie3en.

zu4 Uberweisungsauftrige aus der Biirgerschaft

zub Berichte

zu 5.1 Erster Sachstandsbericht (2021) zum European-Energy-Award in Liibeck
Vorlage: VO/2021/09802

Herr Leber mdchte bei allen Prioritaten, die mit 1 bewertet seien, wissen, wie diese Wertung
zustande gekommen sei, und wer dies gerechnet habe, und ob es mdglich sei, weitere Pro-
jekte aufzunehmen, und ob dies dann ggf. etwas am Ergebnis andern wirde.

Frau Hagen sagt eine Beantwortung der Frage zur Niederschrift zu, da diese durch den zu-
standigen Fachbereich 3 beantwortet werden musse.
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Nachtragliche Antwort zur Niederschrift durch den Fachbereich 3:

,Die Priorisierung der MalBnahmen fand im Rahmen des eea Prozesses 2020 statt: Das
stadtische Energieteam und der eea-Berater haben diese in gegenseitiger Absprache festge-
legt. Letztendlich sind 63 KlimaschutzmalBnahmen mit Prioritét 1 bewertet worden und folge-
richtig in den Libecker Klimaschutz-MalBnahmenplan fiir 2021 iibernommen worden. Dieser
ist von der Blirgerschaft im Herbst letzten Jahres zur Kenntnis genommen worden.

Das Bewertungs-Ergebnis richtet sich nach den erfolgten Aktivitdten einer Kommune und
nicht nach den geplanten, weshalb eine andere Priorisierung das Ergebnis nicht beeinflusst
hétte.

Mittlerweile hat die offizielle Auditierung stattgefunden, was erfreulicherweise zu einer Er-
gebnisédnderung gefiihrt hat: Liibeck hat eine Hoherbewertung erfahren, was unter anderem
auf eine bessere Bewertung des kommunalen Energiemanagements zurtickzufiihren ist.
Dazu ist in Kiirze eine Pressemitteilung geplant.*

Anlass:

Angestrebte Erstzertifizierung zur ,Europaischen Energie- und Klimaschutzkommune*

einstimmige Annahme

einstimmige Ablehnung

Ja-Stimmen

Abstimmungsergebnis | Nein-Stimmen

Enthaltungen

Kenntnisnahme

Vertagung

Ohne Votum

zu 5.2 Zwischenbericht Raumplanung inklusive Planungsstand Verwaltungsneubau
Vorlage: VO/2021/09736

Herr Lotsch mdchte wissen, wie es mit der Hafenbahn auf der Roddenkoppel aussehe, ob es
da feste Ablaufe gebe und von welchen Kosten ausgegangen werden musse.

Frau Hagen erlautert, dass auf dieser Flache im Allgemeinen groRe Anderungen vorgenom-
men werden missten und es auch notwendig sei, die Gleislangen fir die Hafenbahn insge-
samt vorzuhalten, was eine Verlegung an anderer Stelle bedeute. Ein neuer Standort sei
noch nicht gefunden, die Verlagerung der Hafenbahn ware mit sehr hohen, noch nicht ab-
schatzbaren Kosten verbunden, weswegen in dem Bericht nur ein hohes finanzielles Risiko
an diesem Standort benannt wurde.

Herr Lotsch mochte zur Flache auf der Wallhalbinsel wissen, wie der Bau eines Verwal-
tungszentrums mit der Umlegung der Rampe zur Marienbricke und dem Neubau eines Ge-
baudes in Einklang zu bringen sei.

Herr Bunk erlautert, dass bei einem Verwaltungsneubau gemafR der Variante 3 die Umle-
gung der Rampe nicht relevant sei, da diese das Vorhaben nicht tangiere. Bei der dargestell-
ten Variante 3 sei ein Neubau auf der Roddenkoppel oder auf der Wallhalbinsel realisierbar,
bei den Varianten 1 und 2 hingegen nur auf der Roddenkoppel.

Herr Leber mdchte wissen, ob die Verwaltung eine Ubersicht geben konne, welche Mietver-

haltnisse in den nachsten zehn Jahren noch bestehen, im Zusammenhang mit einem Neu-
bau eines Verwaltungsgebaudes.
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Herr Bunk fihrt aus, dass bei den Mietvertragsabschlissen darauf geachtet worden sei,
dass deren Laufzeiten einer grundsatzlichen Realisierung eines Verwaltungsneubaus im
Jahr 2030 nicht entgegenstinden.

Frau Hagen erganzt, dass auch alle Anmietungen der Verwaltung immer im Bauausschuss
anhand von Beschlussvorlagen bekannt gegeben worden seien. Die Verwaltung werde pru-
fen, wie eine Information erfolgen konne.

Herr Ramcke mochte wissen, ob die Frequentierung der momentanen Hafenbahngleise eine
Umlegung unbedingt notwendig machen wurden. Seiner Wahrnehmung nach, sei dies nicht
der Fall.

Frau Hagen flhrt aus, dass die Gleislange zum Zusammenstellen der Zlige eine wesentliche
Rolle spiele.

Herr Prif® moéchte wissen, ob die Gesamtkosten eines moéglichen Verwaltungsneubaus be-
reits erfasst wurden.

Herr Bunk erklart, dass eine belastbare Aussage Uber die voraussichtlichen Investitions-
kosten aufgrund der zum Teil noch unklaren Projektrahmenbedingungen zum jetzigen Zeit-
punkt noch nicht méglich sei. Der Bericht beinhalte eine erste Schatzung der Kosten fir die
Kostengruppen 300 und 400 auf Grundlage des heutigen Baupreisindex. Fir detaillierte Kos-
tenannahmen bedirfe es weitergehender Kenntnisse beispielsweise der Baugrundverhalt-
nisse und der Aufwendungen fir die Baufeldfreimachung (z.B. ggf. erforderliche Verlegung
von Gleisen). Die im Bericht dargestellten Baukosten ermdglichen aber einen Kostenver-
gleich der einzelnen Varianten in Bezug auf die neu zu schaffenden Biroflachen.

Herr Dr. Brock méchte wissen, ob das gesamte Vorhaben lberhaupt in den nachsten zehn
Jahren zu realisieren sei, wenn es jetzt noch so viele offene Fragen gebe bzw. wichtige In-
formationen noch nicht vorlagen.

Herr Bunk erlautert, dass seines Erachtens eine Realisierung grundsatzlich mdglich sei.
Hierbei sei aber auch entscheidend, welche Variante zeithah gewahlt werde. Bei der Bebau-
ung der Roddenkoppel gebe es mehr Unwagbarkeiten und Projektrisiken (Varianten 1 und
2), als bei der Wallhalbinsel (Variante 3).

Herr Lotsch beantragt die Vertagung des Berichtes um eine Sitzung auf den
17.05.2021.

Herr Ramcke mochte zum Flachenbedarf wissen, was ein mogliches Verfahren zur Bedarfs-
orientierung sei und ob es bereits Potentialstudien gebe.

Herr Bunk fUhrt aus, dass es nicht méglich sei, bereits heute eine belastbare Aussage zu
dem Flachenbedarf in 2030 zu geben. Es flielen in den kommenden Jahren viele Faktoren
in die Bedarfsermittlung ein, deren Auswirkungen auf die Verwaltungsflache noch schwer
einzuschatzen seien (z.B. Auswirkungen der Digitalisierung auf die Arbeitsprozesse, mobiles
Arbeiten und Homeoffice. Aufgabenentwicklung fir die Verwaltung der HL, veranderte ge-
setzliche Anforderungen (UVV, Arbeitsstattenrichtlinie, usw.). Bei der weiteren Bedarfspla-
nung werden diese Aspekte einbezogen. Eine gewisse Unscharfe fir den Flachenbedarf
werde es in den nachsten Jahren voraussichtlich weiterhin geben. Daher verfolgt das Raum-
planungskonzept einen Mix aus Nutzung eigener und angemieteter Flachen, um sich die
Flexibilitat zur schnellen Reaktion auf ggf. veranderte Flachenanforderungen zu wahren.

Frau Hagen erganzt, dass das gesamte Vorhaben ein schwieriger Prozess sei, da der Bedarf
aller Fachbereiche bertcksichtigt werden misse, und auch eine Abstimmung mit den Perso-
nalraten erfolgen musse. Aktuell kdnne nur auf Grundlage der heutigen Rahmenbedingun-
gen mit den Heute erforderlichen Flachen geplant werden.

Herr Vorkamp sieht das Areal der Roddenkoppel als schwierigen Standort an und regt an fur

einen Verwaltungsneubau auch noch einmal das ehemalige Schlachthofgelande zu betrach-
ten.
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Der Vorsitzende lasst Uber seinen Vertagungsantrag abstimmen.
Anlass:

Der vorliegende Bericht enthalt die Fortschreibung des Zwischenberichts Raumplanung
(VO/2019/07951) und den aktuellen Planungsstand des Verwaltungsneubaus.

In der Sitzung der Burgerschaft vom 23.05.2019 wurde unter TOP Punkt 5.1 die nachste-
hend aufgefihrte Empfehlung des Hauptausschusses zum interfraktionellen Antrag der Frak-
tionen SPD, CDU und Freie Wahler & GAL mit Mehrheit, in erganzter und geanderter Fas-
sung durch einen Erganzungsantrag der FDP, angenommen:

Begleitantrag ,Kénigspassage®, (Empfehlung des Hauptausschusses, VO/2019/07583)

Der Hauptausschuss hat in seiner Sitzung am 26.03.2019 zu TOP 7.1 beschlossen, den
nachstehend aufgefihrten interfraktionellen Antrag mit Mehrheit an die Blrgerschaft zu
uberweisen und empfiehlt der Burgerschaft mit Mehrheit wie folgt zu beschlie3en:

Der Bilrgermeister wird beauftragt, ein Standortkonzept fir die Neuordnung der Verwal-
tungsstandorte der Stadtverwaltung und stadtischen Eigenbetriebe vorzulegen. Ziel ist die
Anzahl der Standorte zu reduzieren, aufgabengerecht zu biindeln und auslaufende Mietver-
trage nach Méglichkeit nicht zu verlangern. Teil der Konzeption ist ein neu zu errichtendes
Verwaltungszentrum, das Ansprichen an eine moderne Verwaltung und einem attraktiven
Arbeitgeber gerecht wird. Die Umsetzung des Konzeptes hat bis spatestens 2030 zu er-
folgen. Dem Hauptausschuss ist mindestens 1 x jahrlich Gber den Fortgang der Planungen
zu berichten.

Ergadnzungsantrag der FDP-Fraktion (VO/2019/07702):
Die Erstellung des Standortkonzeptes fir die Neuordnung der Verwaltungsstandorte der
Stadtverwaltung und stadtischen Eigenbetriebe erfolgt bis Ende 2021.

einstimmige Annahme

einstimmige Ablehnung

Ja-Stimmen

Abstimmungsergebnis | Nein-Stimmen

Enthaltungen

Kenntnisnahme

Vertagung

Ohne Votum

Der Bauausschuss vertagt den Bericht einstimmig um eine Sitzung auf den 17.05.2021.

zu 5.3 E-Bike-Garage
Vorlage: VO/2021/09929

Herr Ramcke mdéchte wissen, ob die in dem Bericht aufgeflihrte brandschutztechnische Ge-
fahr, die durch die Ladesaulen ausgehe, auch bei Ladesaulen fir Kfz relevant sei, und ob es
fur Fahrrader andere Alternativen gebe.

Frau Hagen merkt an, dass diese Fragen aufgenommen werden.

Herr Pluschkell méchte wissen, wo es im 6éffentlichen Raum weiterhin moglich sei, zum Bei-
spiel Fahrradboxen, auch fiir herkdmmliche Fahrrader, zu installieren.
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Frau Hagen erlautert, dass das schwierig sei und es hierzu keine pauschalen Lésungen ge-
be. Themen der Verkehrssicherheit, des Denkmalschutzes, der Stadtbildpflege, usw. miss-
ten jeweils gepruft werden.

Frau Mahlenhoff sieht Ladesaulen als nicht unbedingt notwendig an, da ihrer Meinung nach
viele Radfahrer:innen die Akkus der Rader mithahmen. Sie mochte wissen, ob es eine Be-
wertung gebe, wo der Bedarf an Abstellanlagen notwendig sei.

Herr Dr. Brock fuhrt aus, dass der Radverkehr stetig zunehme und die Verwaltung erst ein-
mal sortieren solle, wo Bedarf bestehe. Wichtig ware es, dass ein moéglicher Zeitplan vorge-
legt werde mit Vorschlagen aus der Verwaltung.

Herr Leber pladiert dafiir, das spannende Thema ,Abstellen von Fahrradern im 6ffentlichen
Raum® komplett neu zu tUberdenken.
Anlass:

Antrag der Faktion Freie Wahler & GAL in der Burgerschaft am 29.08.2019
(VO/2019/07258):

.Der Blrgermeister wird gebeten zu prifen, ob gesicherte Stellplatze mit Ladestation fiir E-
Bikes in bestehenden stadtischen Parkhausern eingerichtet und angeboten werden kdénnen.

In den stadtischen Parkhausern, die es nicht bereits praktizieren, soll auch ermdglicht wer-
den, Fahrrader zu parken.*

einstimmige Annahme

einstimmige Ablehnung

Ja-Stimmen

Abstimmungsergebnis | Nein-Stimmen

Enthaltungen

Kenntnisnahme

Vertagung

Ohne Votum

zu 6 Anfragen / Antworten / Mitteilungen

zu 6.1 Antworten zu Anfragen aus vorangegangenen Sitzungen

zu 6.1.1 Antworten auf Anfragen aus vorangegangenen Sitzungen:

6.1.1 Grunflache Spargelhof (Frau Mahlenhoff) - 2.280

TOP 6.2.7 am 19.04.2021 - VO/2021/09976
Nach der Raumung der Kleingartenflaichen am Spargelhof durch ein beauftragtes Unter-
nehmen stellt sich die Flache teilberdumt und teilweise unbegehbar dar.
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Im augenblicklichen Zustand ist die Fl&che nicht im Sinne der Initiative Brolingplatz weiter zu
entwickeln.

1. Wie ist der Stand der Gesprache mit der ausflihrenden Firma tber Nachbesserungen?

2. Wann werden diese ausgefihrt?

3. Welcher Ausgleich ist in diesem Zusammenhang geplant und wann wird er umgesetzt?

AbschlieBende Antwort am 03.05.2021 durch den Bereich Liegenschaften:

Der Bereich Wirtschaft und Liegenschaften steht wegen der ausstehenden Restarbeiten mit
dem ausfuhrenden Unternehmen in engem Kontakt. Aufgrund der haufigen und starken Re-
genfalle in den vergangenen Monaten haben die Bodenverhaltnisse einen Abschluss der
Arbeiten bisher unmoglich gemacht. Die restlichen Arbeiten werden durchgefuhrt, sobald der
Boden es zulasst. Aufgrund der inzwischen besseren Witterungsverhaltnisse wird davon
ausgegangen, dass dies in Kirze der Fall sein wird.

Ein Ausgleich fur die durchgeflihrten MalRnahmen ist nicht erforderlich und daher nicht ge-
plant.

6.1.2 Verkehrssituation MarquardstraBe / Anwohner:innenparkrecht (Herr Pluschkell)
- 5.660
TOP 6.2.9 am 15.02.2021 - VO/2021/09766
Den ortlichen Medien war kirzlich zu entnehmen, dass in Teilen der Marquardstralde aus
Griinden einer barrierefreien Zufahrt fir Feuerwehrfahrzeuge ein Halteverbot fir Kfz einge-
fuhrt wurde. Damit gehen flr den Kfz-Verkehr eine gréflere Anzahl von Parkplatzen verloren.
Diesbezuglich frage ich:

1. Warum wurde in der Marquardstrae ein Halteverbot angeordnet? Wie viele Park-
platze sind dadurch verloren gegangen?
2. Warum wurde in der Marquardstrale einfach ein Halteverbot angeordnet, wahrend

z. B. im Stadtbezirk Hiuxtertor in einer dhnlichen Situation im Rahmen einer umfangreichen
Burger:innenbeteiligung eine verkehrliche Lésung gefunden wurde, welche unter Beriicksich-
tigung der ortlichen Gegebenheiten sowohl den Anforderungen der Feuerwehr als auch den
Bedurfnissen der Anwohner:innen entspricht?

3. Gibt es in anderen Stralien im Stadtbezirk Holstentor Nord eine vergleichbare Situati-
on? Falls ja, beabsichtigt die Stadtverwaltung, in diesen Strallen ebenfalls ein Halteverbot
anzuordnen? Um welche Stralen handelt es sich? Wann soll die Anordnung erfolgen? Wie
viele Parkplatze werden dadurch verloren gehen? Welche Form der Burgerin-formation und -
beteiligung ist hierbei vorgesehen?

4, Welche MalRnahmen gedenkt die Stadtverwaltung zu ergreifen, um den durch das an-
geordnete Halteverbot erhéhten Parkdruck fur die Anwohner:innen abzumildern?

Am 30.08.2018 hat die Libecker Birgerschaft mit der VO/2018/05839 den Birgermeister
beauftragt, dartiber zu berichten, wie in den Wohnstralen . . . im Umfeld des Hauptbahn-
hofs ein Anwohner:innenparkrecht oder eine anwohner:innenfreundliche Parkraumbewirt-
schaftung eingerichtet und deren Einhaltung konsequent Uberwacht werden kann. Zudem
soll berichtet werden, welche Auswirkungen diese MaRnahmen auf die Anwohner:innen und
die dortigen "Fremdparker:innen" hatten und welche Kosten entstiinden. Diesbeziglich frage
ich:

1. Weshalb hat die Stadtverwaltung den Birgerschaftsauftrag vom 30.08.2018 bis heute
nicht erledigt?

2. Bis wann wird die Stadtverwaltung diesen Burgerschaftsauftrag erledigen?

3. Warum wurde in der Marquardstralie einfach ein Halteverbot angeordnet ohne dabei
den diesbezligliche Birgerschaftsbeschluss zu beachten?

Warum wurde die Lubecker Burgerschaft nicht dariber informiert, dass die Verwaltung of-
fenbar nicht beabsichtigt, den vorgenannten Burgerschaftsbeschluss umzusetzen? Siehe
hierzu Kontrollbericht des Biros der Libecker Blrgerschaft.

AbschlieBende Antwort am 03.05.2021:

Seite: 18/27



Antworten zum ersten Frageblock:

1.. Warum wurde in der Marquardstral3e ein Halteverbot angeordnet. Wie viele Parkplétze
sind dadurch verloren gegangen?

Antwort:

In der Marquardstrale und an der Westflanke des Marquardplatzes ist auf der Ostseite ein
Haltverbot eingerichtet worden. Hier durfte allerdings auch vorher nur einseitig auf der Fahr-
bahn geparkt werden. Das ergibt sich aus § 12 Abs. 4 + 4 a Strallenverkehrsordnung
(StVO), der in dieser Form schon seit mehr als 30 Jahren existiert. Wie im gesamten dorti-
gen Wohnquartier hatte es sich aber "eingeburgert", zumeist beidseitig unter der teilweisen
Mitbenutzung der Gehwege zu parken. Es sind daher dort keine legalen Parkplatze wegge-
fallen.

Diese Form des teilweise widerrechtlichen Parkens hat aber die Feuerwehr in der Vergan-
genheit wiederholt im Einsatzfall in Schwierigkeiten in der Marquardstralle und am Mar-
quardplatz gebracht. Daher musste die Strallenverkehrsbehdrde nach einer Fahrprobe mit
einer Drehleiter der Feuerwehr zur Gewahrleistung des Rettungsweges der angrenzenden
mehrgeschossigen Wohnbebauung kurzfristig durch Haltverbote die Parkordnung konkret
vorgeben. Vorher bestand die Wahlmdglichkeit innerhalb dieser beiden Einbahnstral’en ent-
weder links oder rechts auf der Fahrbahn zu parken. Durch das Haltverbot besteht jetzt nur
noch die Parkmdglichkeit in Richtung Schwartauer Allee auf der rechten Fahrbahnseite.

2. Warum wurde in der Marquardstral3e einfach ein Halteverbot angeordnet, wéhrend z.B. im
Stadtbezirk Hiixtertor in einer &hnlichen Situation im Rahmen einer umfangreichen Blir-
ger:innenbeteiligung eine verkehrliche Lésung gefunden wurde, welche unter Beriicksichti-
gung der 6rtlichen Gegebenheiten sowohl den Anforderungen der Feuerwehr als auch den
Bedlirfnissen der Anwohner:innen entspricht?

Antwort:

Es bestand hier dringender Handlungsbedarf in einem Einzelfall.

Im Stadtbezirk Huxtertor (vermutlich ist das Wohnquartier an der Falkenwiese gemeint) ging
es nicht nur um das Freihalten der Rettungswege sondern auch um die Gewahrleistung der
Gehwegbreiten von 1,50 m im gesamten Wohngebiet. Es handelte sich dabei um eine ver-
kehrsplanerische Gesamtbetrachtung bzw.-Uberplanung eines Wohnquartiers.

Eine Ubertragung der dort gefundenen Lésungen auf andere &hnlich gelagerte Wohngebiete
ist geplant und wird aktuell fir ein weiteres Wohngebiet bearbeitet.

Die Umsetzung im Gebiet an der Falkenwiese konnte allerdings durch die Mdglichkeit, neue
legale Parkmdglichkeiten im Umfeld anbieten zu konnen, vertraglicher vollzogen werden, als
es in vergleichbaren Gebieten moglich erscheint, so dass ein héherer Abstimmungsaufwand
erforderlich ist.

3. Gibt es in anderen Strallen im Stadtbezirk Holstentor Nord eine vergleichbare Situation?
Falls ja, beabsichtigt die Stadtverwaltung, in diesen Strallen ebenfalls ein Halteverbot an-zu-
ordnen? Um welche Strallen handelt es sich? Wann soll die Anordnung erfolgen? Wie viele
Parkplatze werden dadurch verloren gehen? Welche Form der Blirgerinformation und -betei-
ligung ist hierbei vorgesehen?

Antwort:

Ahnliche Situationen sind in diversen Stadtbezirken anzutreffen.

Durch die tendenziell immer breiter werdenden Kfz wird durch parkende Fahrzeuge die
Fahrgasse zwischen den beidseitig parkenden Kfz immer starker eingeengt. Andererseits
werden vielfach die Gehwege Uber Gebihr beparkt, so dass ein Durchkommen oder Begeg-
nen auf diesen vermehrt behindert oder sogar unmaéglich wird.

Momentan sind kurzfristig keine weiteren MalRhahmen zu benennen, so dass keine Aus-
sagen Uber etwaige Verluste von Parkmdglichkeiten benannt werden kénnen. Uber die Art
einer moglichen Beteiligung der Bevdlkerung ware im konkreten Fall zu entscheiden.

4. Welche MalBnahmen gedenkt die Stadtverwaltung zu ergreifen, um den durch das ange-

ordnete Halteverbot erhbhten Parkdruck fiir die Anwohner:innen abzumildern?
Antwort:
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Im konkreten Fall ist vorgesehen, das Angebot legaler Parkmdglichkeiten am Marquardplatz
zu erhdhen, indem auf dem Gehweg an dem mittig gelegenen Spielplatz das Parken aufge-
schultert auf dem Gehweg vorgeschrieben und so gekennzeichnet wird, dass die Fahrgasse
fur Rettungsfahrzeuge breit genug ist. Ein durchgehender Gehweg ist dort nicht zwingend
notwendig.

Antworten zum zweiten Frageblock:

1. Weshalb hat die Stadtverwaltung den Biirgerschaftsauftrag vom 30.08.2018 bis heute
nicht erledigt?

Antwort:

Fir die Gebiete um die Uni, FH/TH und das UKSH ist eine Untersuchung erfolgt. Die Aus-
wertung befindet sich in der verwaltungsinternen Abstimmung. Mit einem Bericht an die
Gremien zu diesen Gebieten ist bis zur Sommerpause 2021 zu rechnen.

Eine Untersuchung der Wohngebiete um den Hauptbahnhof ist noch nicht beauftragt wor-
den.

Grundséatzlich besteht in zahlreichen verdichteten Wohngebieten ein Mangel an Parkplatzen.
Dies ist nicht zuletzt auf den Umstand zurickzufiihren, dass der 6ffentliche Raum begrenzt
ist, die Zahl der privaten Pkw jedoch ungebrochen ansteigt und die Anzahl privater Abstell-
moglichkeiten nicht ohne erhebliche Kosten erweiterbar ist.

Die Verwaltung entwickelt derzeit eine Haltung zu diesem Thema und wird diese im politi-
schen Raum zur Diskussion stellen.

2. Bis wann wird die Stadtverwaltung diesen Biirgerschaftsauftrag erledigen?

Antwort:

Der Bericht zum ersten Teil des Antrages wird voraussichtlich zur Sommerpause 2021 in die
Gremien gegeben werden (s. Antwort zu Frage 1 des zweiten Frageblocks).

3. Warum wurde in der Marquardstral3e einfach ein Halteverbot angeordnet ohne dabei
den diesbezligliche Biirgerschaftsbeschluss zu beachten?

Antwort:

Hierzu wird auf die Beantwortung der Frage 1 des ersten Frageblocks verwiesen.

6.1.3 Pflanzkubel in der Fischergrube (2) (Herr Ramcke & Frau Mahlenhoff) - 5.660
TOP 6.2.6 am 15.02.2021 - VO/2021/09681 - Herr Ramcke und
TOP 6.2.1 am 19.04.2021 - VO/2016/04384-01 - Frau Mahlenhoff
Bezugnehmend auf die Anfrage VO/2016/04384 sowie die Antwort der Abteilung Flachen-
management des Bereichs Stadtgrin und Verkehr vom 19.12.2016 bitte ich um Beantwor-
tung folgender Fragen:

1. Ist die Prifung der in der o.g. Anfrage genannten Standorte in der Fischergrube im
Hin-blick auf die Bepflanzung mit StraRenbaumen inzwischen abgeschlossen? Steht aus-rei-
chend Wurzelraum fir die Pflanzung von Stralienbaumen zur Verfiigung?

2. Wann ist alternativ mit der Installation zusatzlicher Fahrradbtigel zu rechnen?

AbschlieBende Antwort am 03.05.2021:

Die Bepflanzbarkeit der Stichstralen auf der Libecker Altstadtinsel wurde noch nicht grund-
satzlich geprift.

Aufgrund 2017/18 anstehender Baumfallarbeiten in der Stichstralle Hartengrube wurde der
Arbeitsschwerpunkt zur Nachpflanzung von Stralenbdumen von der Fischergrube hierhin
verlegt.

Die Prufung der Pflanzstandorte, der Leitungsverlaufe, der Denkmalschutzeinschrankungen,
der erforderlichen neuen Aufteilung des Strallenraums, des Verlusts von Parkplatzen sowie
die umfangreichen Burger:innenbeteiligungen und weitere Fachamterabstimmungen machen
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innerstadtische Baumpflanzungen sehr aufwandig und sind daher nicht in der Prioritatenliste
fur 2021 vorgesehen.

Eine Prifung, ob alternativ Fahrradbigel auf ehemaligen Baumstandorten eingebaut werden
kénnen, hat somit auch noch nicht stattgefunden.

Eine Zeitschiene zur Umsetzung innerstadtischer Baumpflanzungen kann derzeit nicht ge-
geben werden. Zur Bewertung des Personalbedarfs u.a. im Team Baum wurde im Bereich
Stadtgrin und Verkehr eine Organisationsuntersuchung durchgefiihrt, deren Auswertung
noch andauert.

Antwort vom 16.12.2016:

Eine Bepflanzung der Fischergrube mit Strallenbdumen wird demnachst gepruft. Der Stra-
Renquerschnitt ist flr eine Bepflanzung mit schmalkronigen Baumen ausreichend breit di-
mensioniert. Entscheidend ist die Lage des unterirdischen Leitungsbestandes. Hier ist zu
klaren, ob flr die Bdume ausreichend grofle Wurzelrdume zur Verfigung stehen, um eine
gesunde, langfristige Entwicklung der Baume zu gewahrleisten.

Vermutlich missen fir die Herstellung der Baumscheiben einige Parkplatze entfallen.

Die vorhandenen, mit Baumen bepflanzten Kiibel werden erst zu dem Zeitpunkt beseitigt,
wenn die Pflanzung der neuen StralRenbaume erfolgt. Falls eine Beseitigung der Pflanzkubel
aus Grinden der Gefahrdung der Verkehrssicherheit notwendig sein sollte, erfolgt dies na-
turlich zeitnah.

Sollte eine StralRenbaumpflanzung wegen des Leitungsbestandes kurzfristig nicht umsetzbar
sein, werden alternative Maglichkeiten geprift. In diesem Zuge erfolgt auch die Prifung des
Einbaus von Fahrradblgeln. Der Parkraum musste fiir den Einbau von Fahrradbigeln neu
geordnet werden, damit Fahrradblgel an Standorten sinnvoll eingebaut werden kdénnen, z.B.
vor Hauseingangen.

Der Bauausschuss nimmt die Antworten zur Kenntnis.

Herr Pluschkell méchte wissen wann seine gestellten Anfragen aus vorangegangenen Sit-
zungen beantwortet werden:

15.02.2021 — VO/2021/09738 — Forderung des Fahrradverkehrs in der HL

01.03.2021 — VO/2021/09803 — Burgerschaftsbeschliisse vom Bau von Radwegen
01.03.2021 — VO/2021/09805 — Mobilitatskonzept Travemiinde

01.03.2021 — V0O/2021/09804 — MaRnahmen zur Verbesserung des OPNV

Es wird zugesagt, die Anfragen zeitnah zu beantworten.

zu 6.2 Neue Anfragen

zu 6.2.1 Carl Howe (GAL), Anfrage zu Mangeln in der Hansestadt Liibeck
Vorlage: VO/2021/10004

Anfrage:

1. Flache im Dragerpark/Héhe Tankstelle Marlistral3e

Warum ist im Dragerpark eine Flache in der Grofde von ca. 400-500 gm auf Héhe der Tank-
stelle in der Marlistral’e mit Asphalt versiegelt?

2. Unter der Huxtertorbriicke weist die wassergebundene Decke des Geh- und Rad-
wegs erhebliche Locher auf und stellt eine Gefahr dar. Wann werden diese Mangel beseitigt.
3. Der Geh- und Radweg entlang des Kanals ist zwischen Rehder- und Mihlenbrticke

grof¥flachig weggesplilt, dadurch verengt und abschissig. Dies stellt insbesondere bei vielen
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Personen gleichzeitig auf dem Weg und bei Dunkelheit sowie bei Schnee und Glatte eine
Gefahr dar. Wann wird der Weg an dieser Stelle baulich verbessert? (Foto: siehe Anlage)

4, Warum wurde der Bau vom Café Junge an der Travepromenade (Travemiinde) zwei-
geschossig errichtet? Die Hohe weicht von dem urspriinglichen und uns vorgelegten Bebau-
ungsplan ab.

5. Ferienwohnungen: Wurde flir das Bauvorhaben am Gneversdorfer Weg 45-47 /Ecke
Dreilingsberg der Neubau von Ferienwohnungen genehmigt? An dem Gebaude ist eine gro-
Re Tafel angebracht mit dem Hinweis "Ferienwohnungen Somar".

6. Warum wurden die Anwohner*innen in der Bismarckstra’e nicht informiert, ehe das
uneingeschrankte Halteverbot dort auf einer Fahrbahnseite durchgesetzt wurde.

Zwischenantwort:
Es wird eine Beantwortung der Anfrage zu einer der nachsten Sitzungen zugesagt.

einstimmige Annahme

einstimmige Ablehnung

Ja-Stimmen

Abstimmungsergebnis | Nein-Stimmen

Enthaltungen

Kenntnisnahme

Vertagung

Ohne Votum

zu 6.2.2 AM Pluschkell (SPD): Beleuchtung B 75 / Travemiinder Allee (Volksfestplatz -
Herrentunnel)
Vorlage: VO/2021/10009

Anfrage:
1. Wer ist fir die Instandhaltung der Beleuchtung der B 75 im Abschnitt Volksfestplatz - Herren-
tunnel zustandig?
2. Ist im Rahmen der seitens des LBV.SH in diesem Streckenabschnitt geplanten Strafenin-
standsetzung auch eine Erneuerung der Stral3enbeleuchtung vorgesehen?
3. Falls ja, in welcher Weise? Welche Kosten sind damit verbunden?

Zwischenantwort:
Es wird eine Beantwortung der Anfrage zu einer der nachsten Sitzungen zugesagt.

einstimmige Annahme

einstimmige Ablehnung

Ja-Stimmen

Abstimmungsergebnis | Nein-Stimmen

Enthaltungen

Kenntnisnahme

Vertagung

Ohne Votum
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zu 6.2.3 Anfrage des AM Arne-Matz Ramcke zu VO/2018/06329 Leerrohre fiir Glasfaser
Vorlage: VO/2018/06329-01

Anfrage:

Am 03.09.2018 wurde beschlossen, dass bei geeigneten Sanierungen von Gehwegen, die
Verlegbarkeit von Leerrohren flr Glasfaser geprift werden sollen.

Hierzu folgende Frage:

o Wie oft dies schon geprift worden und was waren die haufigsten Griinde wenn dies
nicht mit umgesetzt worden konnte?

Zwischenantwort:
Es wird eine Beantwortung der Anfrage zu einer der nachsten Sitzungen zugesagt.

einstimmige Annahme

einstimmige Ablehnung

Ja-Stimmen

Abstimmungsergebnis | Nein-Stimmen

Enthaltungen

Kenntnisnahme

Vertagung

Ohne Votum

zu 6.2.4 Anfrage des AM Thomas-Markus Leber (FDP) zum Ausbau des Elbe-Liibeck-
Kanals
Vorlage: VO/2021/10047

Anfrage:

In den Medien kursieren seit einiger Zeit unterschiedliche Informationen zum Ausbau und
damit zur Zukunft des Elbe-Libeck-Kanals.

Hierzu meine Fragen:
- Von welchem Zukunftsszenario geht die Hansestadt Libeck im Hinblick auf den Aus-
bau des Elbe-LUbeck-Kanals aus?
- Welche Informationen Uber den Planungsstand liegen der Hansestadt offiziell vor?
- Welche Impulse gingen in der letzten Zeit von der Hansestadt aus, um das Projekt
Ausbau des Elbe-Lubeck-Kanals voranzubringen?

Zwischenantwort:
Es wird eine Beantwortung der Anfrage zu einer der nachsten Sitzungen zugesagt.
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einstimmige Annahme

einstimmige Ablehnung

Ja-Stimmen

Abstimmungsergebnis | Nein-Stimmen

Enthaltungen

Kenntnisnahme

Vertagung

Ohne Votum

zu 6.2.5 Anfrage des AM Thomas-Markus Leber (FDP) zu dem zu erwartenden Fla-
chenmehrbedarf an Stellflachen fiir Wohnmobile und Caravans in Folge von
Corona
Vorlage: VO/2021/10048

Anfrage:

Der Caravan- und Wohnmobilmarkt hat in den vergangenen Jahren einen enormen Boom
erlebt. Dieser durfte weiterhin anhalten. Mit der zunehmenden Lust am Wohnmobil- und Ca-
ravan-Urlaub werden die ausgewiesenen Stellplatze knapp, auch in Libeck. ,Camping statt
Malle scheint 2021 zum Sommertrend zu werden. Ein entsprechender Run auf die beste-
henden Platze ist zu erwarten. ,Camping mit Abstand” wird dabei zur besonderen Heraus-
forderung. Hieraus ergeben sich einige Fragestellungen.

- Wie wird die Hansestadt mit dem zu erwartenden Caravan-Boom umgehen?

- Welche Malinahmen plant die Hansestadt um der steigenden Nachfrage nach
Wohnwagen- und Wohnmobilstellplatzen gerecht zu werden?

- Wie lassen sich Interessenkonflikte, die sich bereits gezeigt haben, vermeiden?

- Waren Modellversuche denkbar, die es erlauben unterhalb eines Inzidenzwertes
Campingplatze zu 6ffnen?

- Welche konkreten Uberlegungen werden seitens der Hansestadt im Hinblick auf die
Offnung der Campingplatze angestellt?

- Gibt es Uberlegungen zuséatzliche attraktive Stellflachen fir Wohnmobile auszuwei-
sen bzw. bestehende Campingplatze zu erweitern? Gibt es bereits Interessenbekun-
dungen bzw. entsprechende Anfragen?

- Ware es mdglich zumindest temporar zusatzliche Stellflachen in Randlagen auszu-
weisen?

- Ware es mdglich ,mobile Entsorgungseinrichtungen® fir Grau- und Schmutzwasser
bereit zu stellen?

Lasst sich die Ausschilderung auf den Parkplatzen Leuchtenfeld und Mdvenstein in Trave-
munde dahin gehend verbessern, dass mehr Klarheit herrscht? Wohnmobile durfen dort
zwar tagsuber abgestellt werden, nicht aber nach 20:00 Uhr.

Zwischenantwort:
Es wird eine Beantwortung der Anfrage zu einer der nachsten Sitzungen — unter Beteiligung
des Fachbereiches 2 (Kurbetriebe, KWL, Gesundheitsamt) zugesagt.

einstimmige Annahme

einstimmige Ablehnung

Ja-Stimmen

Abstimmungsergebnis | Nein-Stimmen
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Enthaltungen

Kenntnisnahme

Vertagung

Ohne Votum

zu 6.2.6 Weitere Anfragen wahrend der Sitzung:

6.2.6 Radfahren in Griinanlagen (Herr Pluschkell) — 5.660
Herr  Pluschkell spricht den  Blrgerschaftsbeschluss vom  26.11.2020
(VO/2020/09194) ,Radfahren in Griinanlagen® an und méchte wissen, wie weit die
Umsetzung hierzu ist.

Zwischenantwort:
Frau Wulke-Eichenberg teilt mit, dass es in der Grunanlage dort viele Interessenkon-
flikte gebe und die Verwaltung hierzu zeitnah berichten werde.

Der Bauausschuss nimmt Kenntnis.

zu 6.3 Mitteilungen des Vorsitzenden

zu 6.4 Sonstige Mitteilungen

zu 6.4.1 Mindliche Mitteilung (5.610):
Tagesordnung Sitzung Welterbe- und Gestaltungsbeirat am 06.05.2021

Herr Schroder teilt mit, dass die Tagesordnung und die mogliche Anmeldung fir die Video-
konferenz per Mail an die Mitglieder des Bauausschusses umverteilt wurde.

Der Bauausschuss nimmt Kenntnis.

zu’7 Antrage von Ausschussmitgliedern

zu7.1 BUND__NIS 90 / DIE GRUNEN: Antrag des Ausschussmitglieds Arne-Matz Ram-
cke - Uberpriifung und Optimierung des Liniennetzes in der Hansestadt Lii-
beck
Vorlage: VO/2019/08448
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Antrag:

Die Verwaltung wird aufgefordert fiir die Vorbereitung auf den 5. RNVP der Hanse-
stadt Libeck ab 2024, den bestehenden Prifbericht die ,Uberpriifung und Optimie-
rung des Liniennetzes in der Hansestadt Libeck"* auf die zuktlinftigen Anforderungen
an Mobilitat anzupassen und bis 2022 neu aufzustellen unter der Bertcksichtigung
moglicher Zuschisse der Hansestadt Libeck von 0%, 25% und 50%, in Anlehnung
an die Hohe der aktuell maximalen Defizitibernahme des Stadtverkehrs von 15 Milli-
onen Euro innerhalb der Stadtwerke Lubeck.

einstimmige Annahme

einstimmige Ablehnung

Ja-Stimmen

Abstimmungsergebnis | Nein-Stimmen

Enthaltungen

Kenntnisnahme

Vertagung

Ohne Votum

Der Bauausschuss vertagt den Antrag einstimmig um eine Sitzung auf den 17.05.2021.

zu7.2 AM Carl Howe (GAL): Einrichtung von SpielstraBen
Vorlage: VO/2020/08892

GemaR TOP 1 einstimmig vertagt.

einstimmige Annahme

einstimmige Ablehnung

Ja-Stimmen

Abstimmungsergebnis | Nein-Stimmen

Enthaltungen

Kenntnisnahme

Vertagung

Ohne Votum

zu 8 Verschiedenes

Es liegt nichts vor.

zu9 Ende des offentlichen Teils

Der Vorsitzende schlieRt um 17:38 Uhr den offentlichen Teil der Sitzung. Die Offentlichkeit
und alle nicht zur Teilnahme Berechtigten verlassen den Sitzungsraum.
Die Sitzung wird um 17:47 Uhr vom Vorsitzenden mit dem nichtéffentlichen Teil fortgesetzt.
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Die nachfolgenden Tagesordnungspunkte kénnen nach der MalRgabe einer entsprechenden
Beschlussfassung durch die Mitglieder des Bauausschusses nichtoffentlich beraten werden.

zu 15 Bekanntgabe der im nicht 6ffentlichen Teil gefassten Beschliisse

Der Vorsitzende erdffnet den 6ffentlichen Teil der Sitzung und teilt mit, dass der Bauaus-
schuss im nicht 6ffentlichen Teil Beschlisse gefasst habe und beendet die Bauausschuss-
sitzung um 18:40 Uhr.

Lubeck, den 11. Juni 2021

Christopher Lotsch Thomas Kaacksteen
Vorsitzende/r Protokollfiihrung
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	T a g e s o r d n u n g:
	Am 03.09.2018 wurde beschlossen, dass bei geeigneten Sanierungen von Gehwegen, die Verlegbarkeit von Leerrohren für Glasfaser geprüft werden sollen.

